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Vorbemerkungen, Anlass und Ziele der Planung

In der Ortsgemeinde Schiffweiler ist eine 
große Nachfrage nach Kindergarten- und 
Kinderkrippenplätzen vorhanden. Die Nach-
frage übersteigt das vorhandene Angebot 
weit. 

Die hohe Nachfrage soll im Hauptort von 
Schiffweiler durch einen Neubau in der Hei-
ligenwalder Straße gedeckt werden. 

Im Rahmen der Schaffung von weiteren Be-
treuungsplätzen in Kindertagesstätten in 
der Gemeinde Schiffweiler gibt es schon seit 
geraumer Zeit Überlegungen, zu der kürz-
lich fertig gestellten KITA Stennweiler, eine 
weitere Kindertagesstätte zu errichten und 
damit dem Bedarf an Krippen- und Ganzta-
gesbetreuungsplätzen auch langfristig ge-
recht zu werden.

Innerhalb des derzeitigen Gebäudebestan-
des ist die geplante Erweiterung nicht reali-
sierungsfähig, weshalb der Neubau einer 
Kindertagesstätte unbedingt notwendig ist. 

Ziel des vorliegenden Bebauungsplanes ist 
nun die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen zur Errichtung einer Kin-
dertagesstätte im Ortsteil Schiffweiler. 

Das Plangebiet ist bereits über die Heiligen-
walder Straße erschlossen. Nach aktueller 
Rechtsgrundlage ist das Planvorhaben je-
doch nicht realisierungsfähig. Hierzu bedarf 
es der Aufstellung eines Bebauungsplanes. 

Die Gemeinde Schiffweiler hat somit nach 
§ 1 Abs. 3 BauGB und § 2 Abs. 1 BauGB die 
Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes „KITA Schiffweiler“ 
beschlossen. 

Parallel zum Bebauungsplan ist gemäß § 2 
Abs. 4 eine Umweltprüfung durchzuführen. 
Der Umweltbericht ist gesonderter Bestand-
teil der Begründung. 

Mit der Erstellung des Bebauungsplanes 
und der Durchführung des Verfahrens ist die 
Kernplan, Gesellschaft für Städtebau und 
Kommunikation mbH, Kirchenstraße 12, 
66557 Illingen, beauftragt.

Flächennutzungsplan

Der aktuell rechtswirksame Flächennut-
zungsplan der Gemeinde Schiffweiler stellt 

für das Gebiet eine Wohnbaufläche dar. So-
mit ist der Bebauungsplan nicht aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt.  Daher ist 
gemäß § 8 Abs. 3 BauGB eine parallele 
Teiländerung des Flächennutzungsplans der 
Gemeinde Schiffweiler erforderlich.
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Lage und Begrenzung des 
räumlichen Geltungsbereiches

Das Plangebiet liegt am nordöstlichem 
Siedlungsrand des Ortsteils Heiligenwald, in 
der Heiligenwalder Straße.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes 
wird wie folgt begrenzt:

•	 im Nordwesten durch die Heiligen-
walder Straße und die dahinterliegende 
Wohnbebauung,

•	 im Westen durch die Wohnbebauung  
und private Freiflächen der Schiffweiler-
straße Nr. 36,

•	 im Süden durch Grünflächen mit teil-
weisem Gehölzbestand sowie des 
Bachlaufs des Kohlgrubgrabens,

•	 im Osten durch landwirtschaftlich ge-
nutzte Flächen.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches 
sind der Planzeichnung des Bebauungs
planes zu entnehmen.

Nutzung des Plangebietes  
und Umgebungsnutzung,  
Eigentumsverhältnisse

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine 
größere bislang unbebaute Grün- und Frei-
fläche mit Gehölzbeständen im südlichen 
Bereich

Die direkte Umgebung ist •	 im Norden von der Schiffweilerstraße 
und der dahinterliegenden Wohn
bebauung, 

•	 im Westen und Süden durch die 
Wohnbebauung der Schiffweilerstraße  
beziehungsweise des Knappenwegs/
Kohlgrubstraße

•	 im Osten von landwirtschaftliche Flä-
chen 

geprägt. 

Die zu überplanende Fläche mit einer Größe 
von ca. 0,6 ha umfasst die Parzelle 102/3, 
welche sich im Eigentum der Gemeinde be-
findet. Aufgrund der Eigentumsverhältnisse 
ist von einer zügigen Realisierung des Vor-
habens auszugehen.

Grundlagen und Rahmenbedingungen

Blick nach Südosten in das Plangebiet 

Luftbild mit Geltungsbereich (weiß), ohne Maßstab; Quelle: LVGL; Bearbeitung: Kernplan
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Der Standort ist für die vorgesehene Nut-
zung prädestiniert. Zum einen grenzen un-
mittelbar an das Plangebiet nur verträgliche 
Nutzungen an. Es sind somit keine gegen-
seitigen negativen Beeinträchtigungen zu 
erwarten. Zum anderen stellt das geplante 
Vorhaben eine sinnvolle Arrondierung des 
Siedlungskörpers von Heiligenwald dar, wo-
mit der Eingriff in die Natur und Umwelt auf 
das notwendige Maß reduziert werden 
kann. Zudem befindet sich der Standort in 
einer zentralen Lage zwischen den Ortsker-
nen von Heiligenwald und Schiffweiler.

Topografie des Plangebietes

Das Plangebiet fällt von Nordwesten nach 
Südosten stetig ab. 

Durch das Planvorhaben wird es zu Relief-
veränderungen kommen, da Aufschüttun-
gen erforderlich sind, um das Plangebiet für 
die geplante Nutzung nutzbar zu machen.

Dies hat somit auch Auswirkungen auf die 
Festsetzungen des Bebauungsplans.

Verkehr

Das Plangebiet ist über die Heiligenwalder 
Straße erschlossen. Die Heiligenwalder Stra-
ße führt in ihrem weiteren Verlauf zum 
Hauptort Schiffweiler. Von dort aus ist das 
Plangebiet über die Landesstraße 297 und 
Landesstraße 286, im weiteren Verlauf über 
die Bundesstraße 41 an das überörtliche 
Verkehrsnetz angebunden. 

Das Plangebiet ist bereits vollständig er-
schlossen. Weiterer äußerer Erschließungs- 

anlagen bedarf es zur Realisierung des 
Planvorhabens nicht.

Ver- und Entsorgung

Die für die geplante Nutzung erforderliche 
Ver- und Entsorgungsinfrastruktur ist auf-
grund der bestehenden Bebauung bereits in 
unmittelbarer Umgebung im Bereich der 
Heiligenwalder Straße grundsätzlich vor-
handen, muss jedoch zum Plangebiet ent-
sprechend ausgebaut werden. 

Die Entwässerung von Schmutzwasser er-
folgt über die bestehende Kanalisation im 
Trennsystem. Diese verfügt über ausrei-
chende Kapazitäten zur Aufnahme der zu-
sätzlichen Abwassermengen. 

Der nächste Vorfluter (Kohlgrubgraben) be-
findet sich ca. 30 m südöstlich des 
Plangebietes und ist damit für eine Einlei-
tung des Niederschlagswassers geeignet.

Gem. des Kartendienstes zur potenziellen 
Versickerungseignung ist der Geltungsbe-
reich für eine Versickerung nur bedingt  
geeignet. 
(Quelle: LVGL, Geoportal Saarland, Stand der Anfrage: 
23.04.2020)

Berücksichtigung von  
Standortalternativen

Die Gemeinde Schiffweiler verfolgt mit der 
Aufstellung des Bebauungsplanes für die 
Errichtung einer Kindertagesstätte am Orts-
rand von Heiligenwald eine konkrete Pla-
nungsabsicht. 

Zudem ist das Plangebiet aus mehreren 
Gründen für die Erweiterung der bestehen-
den Kindertagesstätten prädestiniert:

•	 das Grundstück befindet sich in zentra-
ler Lage in der Gemeinde Schiffweiler 
und verfügt über eine gute Erreichbar-
keit von Schiffweiler, Heiligenwald und 
Landsweiler-Reden

•	 aufgrund der umgebenden Nutzungen 
sind gegenseitige Beeinträchtigungen 
nicht zu erwarten,

•	 das geplante Vorhaben stellt eine sinn-
volle Arrondierung des Bestandes dar,

•	 das Grundstück ist verkehrlich gut an-
gebunden und bereits erschlossen.

Blick nach Nordwesten, Schiffweilerstraße mit dahinter liegender Wohnbebauung

Blick von Osten in das Plangebiet 
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Karte zur potenziellen Versickerungseignung (grün = geeignet, gelb = bedingt geeignet, rot = ungeeignet; 
Quelle: LVGL, Geoportal Saarland, Stand: 23.04.2020, Bearbeitung: Kernplan
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Übergeordnete Planungsvorgaben der Raumordnung und Landesplanung; naturschutzrechtliche Be-
lange; geltendes Planungsrecht

Kriterium Beschreibung

Landesentwicklungsplan (Siedlung und Umwelt)

zentralörtliche Funktion, Siedlungsachse Grundzentrum Schiffweiler

Vorranggebiete nicht betroffen

Vorranggebiet Freiraumschutz ca. 400m westlich

zu beachtende Ziele und Grundsätze •	 (Z 17, 21) Nutzung der im Siedlungsbestand vorhandenen Potenziale; bedarfsgerech-
te, städtebaulich sinnvolle Arrondierung des Siedlungsbestandes; 
Siedlungsentwicklungen sollen sich ihrer städtebaulichen Struktur und 
Dimensionierung nach in das Orts- und Landschaftsbild einpassen: Erfüllt

•	 (G 29) Arrondierungen bzw. Erweiterungen des Siedlungskörpers sollen sich bedarfs-
gerecht an den kulturlandschaftstypischen Siedlungs-, Erschließungs- und Bauformen 
orientieren. Auf eine dem Bestand angepasste Maßstäblichkeit soll geachtet werden: 
Erfüllt

•	 keine Restriktionen für das Vorhaben

Landschaftsprogramm •	 Darstellung als landwirtschaftliche Nutzfläche

•	 keine speziellen Entwicklungsziele oder Funktionszuweisungen, insbesondere keine 
Siedlungsbegrenzung aus Sicht des Naturschutzes vorgegeben

•	 Lage in der Landschaft der Industriekultur Nord, aber nicht innerhalb eines Kernge-
biets; keine Restriktionen

•	 Lage im Regionalpark Saar, aber nicht innerhalb eines Projektraumes;; Regionalparks 
sind rein informelle Instrumente ohne restriktive Wirkungen

Übergeordnete umweltschutzrechtliche Belange

Schutzgebiete •	 der Planbereich liegt weder innerhalb von Schutzgebieten nach WHG/SWG (Wasser-
schutzgebiete, Überschwemmungsgebiete) noch innerhalb von Schutzgebieten n. 
BNatSchG

•	 die nächstgelegenen NATURA 2000-Gebiete befinden sich ca. 2,5 km nordwestlich 
(Naturschutzgroßvorhaben Ill“ - 6508-301) bzw. 3 km südwestlich (LSG nordwest-
lich Heinitz – 6608-301)

•	 eine Verträglichkeit der Maßnahme mit den Erhaltungszielen der NATURA 2000-Ge-
biete (auch in Bezug auf weiträumig agierende Vogel- oder Fledermausarten) darf 
aufgrund der weiten Entfernung, der geringen Größe des Vorhabens und der gerin-
gen resp. unspezifischen Habitatqualität der Planungsfläche angenommen werden
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Kriterium Beschreibung

Informelle Fachplanungen •	 auf der Grundlage der vorliegenden Geofachdaten (Quelle: Geoportal Saarland, 
ABDS-Punktdaten 2017) bestehen keine Hinweise auf das Vorkommen von i.S.d. be-
sonderen Artenschutzes relevanten Arten innerhalb oder in unmittelbarer Nähe des 
Geltungsbereiches 

•	 entlang des nahegelegenen Schmalwiesbaches gegenüber der L 296 mehrere Fund-
orte des großen Feuerfalters (Lycaena dispar) und ein Nachweis des Nachtkerzen-
schwärmers (Proserpinus proserpina)

•	 im Zuge der faunistischen Erfassungen zum LIK Nord wurden entlang des Bachsys-
tems des Hühnerbrunner- und des Schwambaches (Kerngebiet „Graulheck und unte-
res Mühlbachtal“) u.a. der Große Feuerfalter, die Rauhaut- und Wasserfledermaus, 
der Große und Kleine Abendsegler und die Zwergfledermaus nachgewiesen

•	 für die genannten Fledermausarten stellt der Planungsraum mit Sicherheit keinen 
essentiellen Teillebensraum dar, es darf allerdings davon ausgegangen werden, dass 
insbesondere die Zwergfledermaus und der Große Abendsegler die Planungsfläche 
als Jagdgebiet nutzen, wobei die Hecke im Südteil als Leitstruktur dienen dürfte; für 
den Großen Feuerfalter stellt das mesophile bis trockene, intensiv genutzte und im 
vorderen straßennahen Bereich teils ruderalisierte Grünland keinen geeigneten Le-
bensraum dar

•	 der kerbtalartige Kohlgrubgraben südlich der Planungsfläche ist als Fläche des Arten- 
und Biotopschutzprogrammes unter der ABSP-Nr. 6608-0057 erfasst („gestörtes 
Kerbtälchen am Ortsrand“) 

•	 der Geltungsbereich liegt zwar außerhalb der ABSP-Fläche, es darf jedoch davon aus-
gegangen werden, dass dies auf Maßstabsungenauigkeiten zurückzuführen ist und 
die randliche Gehölzfläche am südlichen Rand der Planungsfläche funktionaler Be-
standteil der ABSP-Fläche ist

•	 der Bebauungsplan setzt den größten Teil dieser Gehölzfläche als Fläche für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft gem. 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB fest; das Entwicklungsziel (Kerbtälchen) und die vorgeschla-
genen Maßnahmen (Sukzession, Pufferzone, Müll entfernen, Besucherlenkung, 
Extensivierung Freizeitaktivitäten) sind durch die Planung nicht grundsätzlich beein-
trächtigt

•	 	keine im GeoPortal als FFH-Lebensraum oder als n. § 30 BNatSchG geschützte Fläche 
betroffen

Besonderer Artenschutz (§§19 und §§ BNatSchG)

Störung oder SChädigung besonders ge-
schützter Arten bzw. natürlicher Lebens-
räume nachUSchadG, Verbotstatbestand 
nach § 44 BNatSchG

Zu  den artenschutzrechtlich relevanten 
Arten zählen alle gemeinschaftsrechtlich 
geschützten Tier- und Pflanzenarten d.h. 
alle streng geschützen Arten inklusive der 
FFH-Anhang-IV-Arten sowie alle europäi-
schen Vogelarten.

•	 Der Umweltbericht kommt zu dem Ergebnis, dass eine Freistellung von der Umwelt-
haftung im Zuge des Bebauungsplanverafhrens möglich ist. Unter Berücksichtigung 
von Vermeidungsmaßnahmen gibt es keine Hinweise auf das Eintreten der Verbots-
tatbestände nach § 44 BNatSchG.

Beschreibung der Umwelt sowie der Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen der Planung: siehe 
Umweltbericht
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Kriterium Beschreibung

Geltendes Planungsrecht

Flächennutzungsplan •	 Darstellung: Wohnbaufläche (Quelle: Gemeinde Schiffweiler)

•	 Entwicklungsgebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB nicht erfüllt, 

Bebauungsplan nicht vorhanden: aktuell nach den Vorgaben des § 35 BauGB zu beurteilen
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Begründungen der Festsetzungen und 
weitere Planinhalte
Maß der baulichen Nutzung

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 
21a BauNVO

Zahl der Vollgeschosse

Gem. § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollge-
schosse die Geschosse, die nach landes-
rechtlichen Vorschriften Vollgeschosse sind 
oder auf ihre Zahl angerechnet werden.

Mit der Beschränkung der Zahl der Vollge-
schosse wird das Ziel verfolgt, die Errich-
tung überdimensionierter Baukörper im Ver-
gleich zu den umliegenden Gebäuden zu 
unterbinden. Zusätzlich wird der vorhande-
nen Topografie Rechnung getragen.

Die Zahl der festgesetzten Vollgeschosse 
wurde unter Berücksichtigung des Gebäu-
debestandes und der Umgebungsbebauung 
ermittelt und festgesetzt. So wird das Einfü-
gen von neuen Gebäuden in den 
Gebäudebestand sichergestellt, die gegebe-
ne städtebauliche Ordnung im Gebiet ge-
stärkt und das Ortsbild gewahrt. 

Bauweise

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m.§ 22 
BauNVO

Die Bauweise legt fest, in welcher Art und 
Weise die Gebäude auf den Grundstücken 
in Bezug auf die seitlichen Grundstücks-
grenzen angeordnet werden.

Die Festsetzung einer abweichenden Bau-
weise mit zulässiger Gebäudelänge über 50 
m eröffnet ein hohes Maß an Flexibilität bei 
der Bemessung des Baukörpers und ermög-
licht eine zweckmäßige Nutzung des Bau-
gebietes.

Flächen für den Gemeinbedarf - 
Zweckbestimmung KITA

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB

Flächen für den Gemeinbedarf werden 
dann festgesetzt, wenn Flächen hergestellt 
werden, die der Allgemeinheit dienen und 
diese eine öffentliche Aufgabe wahrnehmen 
sollen. Durch die gewählte Zweckbestimm- 
ung ergibt sich die zulässige Nutzung hin-
reichend. Eine weitere Konkretisierung ist 

zwar nicht erforderlich, wird an dieser Stelle 
jedoch zur Klarstellung angewandt.

Zulässig sind demnach die Kindertagesstät-
te sowie alle bauliche Anlagen, die der Kin-
dertagesstätte dienen und dieser Nutzung 
räumlich und funktional zugeordnet sind. 
Hierzu zählen Gruppenräume, Bewegungs-
räume, Kantine, Nebenräume, Verwaltungs-
räume, Sozialräume, Sanitärräume und 
Stellplätze, etc.

Die Festsetzung von Flächen für den Ge-
meinbedarf gewährleistet die nachhaltige 
Entwicklung der Kindertagesstätte inner-
halb des Plangebietes. Die Fläche wird so-
mit langfristig für die Erweiterung der Kin-
dertagesstätte planungsrechtlich gesichert. 

Flächen für Maßnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Ent-
wicklung von Boden, Natur und 
Landschaft

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

Zum Schutz des Gehölzbestandes am süöst-
lichen Rand der Fläche am Rand des Kohl-
grubgrabens wird die gesamte Fläche als 
Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 
festgesetzt. Außerdem wird festgesetzt, 
dass am geplanten Gebäude Nisthilfen für 

Gebäudebrüter angebracht werden. Dies 
dient dem Artenschutz. 

Anpflanzen von Bäumen, Sträu-
chern und sonstigen Bepflan-
zungen

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB

Die getroffene grünordnerische Festsetzung 
dient insbesondere der Eingrünung von  
Stellplätzen zur Steigerung der Aufenthalts-
qualität und damit auch dem ökologischen 
Ausgleich. Die Festseetzung der Hecke an 
der östlichen grenze des Geltungsbereiches  
dient der Herstellung eines harmonischen 
Siedlungsabschlusses und zur Abgrenzung 
zur freien Landschaft.

Kompensationsmaßnahme

Gem. § 9 Abs. 1a BauGB

Bei Durchführung der vorliegenden Planung 
entsteht ein Ausgleichsdefizit in Höhe von 
ca. 48.000 ÖWE. Das durch die Planung 
entstehende ökologische Defizit kann nicht 
innerhalb des Plangebietes ausgeglichen 
werden und ist somit extern zu kompensie-
ren.

Zum Ausgleich des ökologischen Defizites in 
Höhe von ca. 48.000 ÖWE wird die Kom-

1. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. §§ 16-21A BAUNVO

1.1 ZAHL DER VOLLGESCHOSSE 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 1 BAUGB 
I.V.M. § 20 BAUNVO

Siehe Plan. 
Die Zahl der Vollgeschosse wird gem. § 16 Abs. 2 
BauNVO und § 20 BauNVO als Höchstmaß auf 2 
Vollgeschosse festgesetzt.

2. BAUWEISE
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB 
I.V.M. § 22 BAUNVO

Siehe Plan.
Als Bauweise wird gem. § 22 Abs. 4 BauNVO eine ab-
weichende Bauweise (a) festgesetzt. Demnach sind 
Gebäudelängen von mehr als 50 m zulässig. 

3. FLÄCHEN FÜR DEN GEMEINBEDARF - 
ZWECKBESTIMMUNG KITA 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 5 BAUGB Siehe Plan. 

Zulässig ist eine Kindertagesstätte sowie bauliche 
Anlagen, die der Kindertagesstätte dienen und die-
ser Nutzung räumlich und funktional zugeordnet 
sind. Hierzu zählen Gruppenräume, Bewegungsräume, 
Kantine, Nebenräume, Verwaltungsräume, Sozialräume, 
Sanitärräume, Stellplätze, etc.

TEIL B: TEXTTEIL
FESTSETZUNGEN (§ 9 BAUGB I.V.M. BAUNVO)

Für die Verfahrensdurchführung und die Festsetzun-
gen des Bebauungsplanes gelten u.a. folgende Ge-
setze und Verordnungen:

• Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), 
zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 
8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726).

• Verordnung über die bauliche Nutzung der Grund-
stücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802).

• Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne 
und die Darstellung des Planinhalts (PlanZV) vom 
18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 
(BGBI. I S. 1802).

• Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 
(Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. 
Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I 
S. 1362).

• Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. März 1998 
(BGBl. I S. 502), zuletzt geändert durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBl. I S. 306).

• Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasser-
haushaltsgesetz - WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I 
S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 12 des Ge-
setzes vom 20. Juli 2022 (BGBI. I S. 1237).

• Planungssicherstellungsgesetz vom 20. Mai 2020 
(BGBl. I S. 1041), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 18. März 2021 (BGBI. I S. 353).

• Saarländische Landesbauordnung (LBO) (Art. 1 des 
Gesetzes Nr. 1544) vom 18. Februar 2004, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 16. 
März 2022 (Amtsbl. I S. 648).

• § 12 des Kommunalselbstverwaltungsgesetzes 
(KSVG) des Saarlandes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S. 682), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 12. 
Oktober 2022 (Amtsbl. I S. 1296).

• Gesetz zum Schutz der Natur und Heimat im Saar-
land - Saarländisches Naturschutzgesetz - (SNG) - 
vom 05. April 2006 (Amtsbl. 2006 S. 726), zuletzt 
geändert durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Denkmalschutzgesetz (SDschG) 
(Art. 3 des Gesetzes Nr. 1946 zur Neuordnung des 
saarländischen Denkmalschutzes und der saar-
ländischen Denkmalpflege) vom 13. Juni 2018 
(Amtsbl. 2018, S. 358), zuletzt geändert durch 
Artikel 260 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Wassergesetz (SWG) vom 28. Juni 
1960 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. 
Juli 2004 (Amtsbl. I S. 1994), zuletzt geändert durch 
Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 
(Amtsbl. I S. 2629).

• Saarländisches Gesetz zur Ausführung des Bundes-
Bodenschutzgesetzes (Saarländisches Boden-
schutzgesetz - SBodSchG) vom 20. März 2002 
(Amtsbl. 2002 S. 990), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 21. November 2007 (Amtsbl. S. 2393).

GESETZLICHE GRUNDLAGEN

Abwasserbeseitigung (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 Landeswassergesetz)

• Das Plangebiet ist im Trennsystem zu entwässern.  Das Regenwasser wird in den Kohlgrubgraben eingeleitet.

Örtliche Bauvorschriften (gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 4 LBO)

• Die Installation von Anlagen zur Nutzung solarer Energie auf den Dachfl ächen ist zulässig.

• Sofern das Gebäude mit Flachdach oder fl achgeneigtem Dach bis 10 Grad realisiert wird, sollte die Dach-
fl äche mindestens zu 50 % mit einer Substratschicht von ca. 15 cm Stärke extensiv begrünt werden. Dabei 
ist ein Begrünungssystem zu wählen, welches das dauerhafte und vitale Wachstum von Gräsern, Polster-
stauden und zwergigen Gehölzen auch während länger anhaltender Hitze- und Trockenheitsperioden ge-
währleistet. 

• Stellplatzfl ächen sind mit einem wasserdurchlässigen Belag herzustellen. 

• Im unbefestigten südöstlichen Bereich sind zur Herstellung einer geebneten überbaubaren Fläche Aufschüt-
tungen bis zu einer Höhe von max. 4,00 m zulässig. Es ist ein ausreichender Abstand zu der Gehölzfl äche 
einzuhalten. 

FESTSETZUNGEN AUFGRUND
LANDESRECHTLICHER VORSCHRIFTEN

(§ 9 ABS. 4 BAUGB I.V.M. LBO UND SWG)

VERFAHRENSVERMERKE

• Der Gemeinderat der Gemeinde Schiffweiler hat 
am __.__.____ die Einleitung des Verfahrens zur 
Aufstellung des Bebauungsplanes „KITA Schiff-
weiler“ beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

• Der Beschluss, diesen Be bau ungs plan aufzustel-
len, wurde am __.__.____ ortsüblich bekanntge-
macht (§ 2 Abs.1 BauGB).

• Es wird bescheinigt, dass die im räumlichen Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes gelegenen 
Flurstücke hinsichtlich ihrer Grenzen und Bezeich-
nungen mit dem Liegen schaftskataster überein-
stimmen

• Die Öffentlichkeit wurde im Rahmen einer Unter-
richtung in der Zeit vom __.__.____ bis ein-
schließlich __.__.____ frühzeitig beteiligt (§ 3 
Abs. 1 BauGB)

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange sowie die Nachbargemeinden, 
deren Aufgabenbereiche von der Planung be-
rührt werden kann, wurden mit Schreiben vom 
__.__.____ frühzeitig beteiligt und von der 
Planung unterrichtet und um Äußerung auch 
im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und 
Detailierungsgrad der Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB (Scoping) aufgefordert (§ 4 
Abs. 1 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellungnahme eingeräumt. 

• Der Gemeinderat der Gemeinde Schiffweiler hat 
in seiner Sitzung am __.__.____ den Entwurf 
gebilligt und die öffentliche Auslegung des Be-
bauungsplanes „KITA Schiffweiler“ beschlossen 
(§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend 
aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil  B) sowie der Begründung, hat in der Zeit 
vom __.__.____ bis einschließlich __.__.____ 
öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

• Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem 
Hinweis, dass Stellungnahmen während der Aus-
legungsfrist von jedermann schriftlich, zur Nieder-
schrift oder elektronisch per Mail abgegeben wer-
den können, dass nicht fristgerecht abgegebene 
Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über 
den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben 
können, am __.__.____ ortsüblich bekannt ge-
macht  (§ 13a BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB).

• Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sowie die Nachbargemeinden wurden 
mit Schreiben vom __.__.____ von der Aus-
legung benachrichtigt (§  4 Abs.  2 BauGB und § 

2 Abs. 2 BauGB). Ihnen wurde eine Frist bis zum 
__.__.____ zur Stellung nahme eingeräumt.

• Während der öffentlichen Auslegung gingen sei-
tens der Behörden und der sonstigen Träger öf-
fentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden 
Anregungen und Stellungnahmen ein. Die Ab-
wägung der vorgebrachten Bedenken und An-
regungen erfolgte durch den Gemeinderat am 
__.__.____. Das Ergebnis wurde denjenigen, die 
Anregungen und Stellungnahmen vorgebracht 
haben, mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB). 

• Der Gemeinderat hat am __.__.____ den Be-
bauungsplan „KITA Schiffweiler“ als Satzung be-
schlossen (§ 10 Abs. 1 BauGB). Der Bebauungs-
plan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung inklu-
sive Umweltbericht.

• Der Bebauungsplan „KITA Schiffweiler“ wird 
hiermit als Satzung ausgefertigt.

Schiffweiler, den __.__.____

Der Bürgermeister

• Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ 
ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). 
In dieser Bekanntmachung ist auf die Möglichkeit 
der Einsichtnahme, die Voraussetzungen für die 
Geltendmachung der Verletzung von Vorschrif-
ten sowie auf die Rechtsfolgen der §§ 214, 215 
BauGB, ferner auf Fälligkeit und Erlöschen der 
Entschädigungsansprüche gem. § 44 Abs. 3 Satz 
1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und auf die Rechts-
folgen des § 12 Abs. 6 KSVG hingewiesen wor-
den.

• Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungs-
plan „KITA Schiffweiler“, bestehend aus der Plan-
zeich nung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie 
der Begründung mit Umweltbericht, in Kraft (§ 10 
Abs. 3 BauGB).

Schiffweiler, den __.__.____

Der Bürgermeister

TEIL A: PLANZEICHNUNG

Die Katastergrundlage ist im Original bestätigt.
Stand Kataster: 05.05.2020

Die digitale Liegenschaftskarte entstand durch manuelles Digitalisieren der analogen Liegenschaftskarte. 
Durch Transformationsberechnungen wurde eine blattschnittfreie und homogene Liegenschaftskarte 
erzeugt. Demzufolge kann die Genauigkeit der digitalen Liegenschaftskarte auch nur der Genauigkeit 
der zugrunde gelegenen, analogen Liegenschaftskarte entsprechen. Werden aus der digitalen 
Liegenschaftskarte Koordinaten entnommen, muss für jede weitere Verwendung beachtet werden, dass 
die Genauigkeit im besten Falle die der grafischen Koordinaten (Präsentationskoordinaten) entspricht. 
Auch sonstige Maße (Spannmaße), die aus der digitalen Liegenschaftskarte abgeleitet werden, sind unter 
diesem Gesichtspunkt zu beurteilen.

• Nach § 39 Abs. 5 Punkt 2 BNatschG ist es grundsätzlich verboten, „Bäume, die außerhalb des Waldes, von 
Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten Grundfl ächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche 
und andere Gehölze in der Zeit vom 1. März bis zum 30. September abzuschneiden, zu roden oder auf den 
Stock zu setzen.

• Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht betroffen. 
Auf die Anzeigepfl icht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot (§16 Abs. 1 und 2 SDschG) wird hin-
gewiesen. Zudem wird auf § 28 SDSchG (Ordnungswidrigkeiten) hingewiesen.

• Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt oder ergeben sich bei späteren 
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gemäß § 2 Abs. 1 Saarländisches 
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpfl ichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz in seiner 
Funktion als Untere Bodenschutzbehörde zu informieren.

• Hinsichtlich der klimatischen Veränderungen ist darauf zu achten, dass die Oberfl ächenabfl üsse aufgrund von 
Starkregenereignissen einem kontrollierten Abfl uss zugeführt werden. Den umliegenden Anliegern darf kein 
zusätzliches Risiko durch unkontrollierte Überfl utungen entstehen. Hierfür sind bei der Oberfl ächenplanung 
vorsorglich entsprechende Maßnahmen vorzusehen. Besondere Maßnahmen zur Abwehr von mög-
lichen Überfl utungen sind während der Baudurchführung und bis hin zur endgültigen Begrünung und 
Grundstücksgestaltung durch die Grundstückseigentümer zu bedenken.

• Im Plangebiet sind keine konkreten Hinweise auf mögliche Kampfmittel zu erkennen. Ein Restrisiko bleibt 
bestehen. Sollten wider Erwarten Kampfmittel gefunden werden, so sind die zuständige Polizeidienststelle 
und der Kampfmittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.

• Das Vorhaben befi ndet sich im Bereich einer ehemaligen Eisenerzkonzession. Aus den Unterlagen 
geht jedoch nicht hervor, ob unter diesem Gebiet Bergbau umgegangen ist. Es wird empfohlen, bei 
Ausschachtungsarbeiten auf Anzeichen von altem Bergbau zu achten und dies dem Oberbergamt des 
Saarlandes mitzuteilen.

• Der Bebauungsplan liegt im Einwirkungsbereich von Abbautätigkeiten eines ehemaligen Steinkohlebergbaus. 
Der letzte Abbau hat bereits im Jahr 1986 stattgefunden, so dass Einwirkungen an der Tagesoberfläche 
erfahrungsgemäß abgeklungen sind. Die RAG Montan Immobilien teilt mit, dass sich bekannte Bruchspalten 
sowie das vermutete Ausgehende des „Hebe-Sprunges“, des „4-Lachter-Sprunges“ und des „Circe-
Sprunges“ im Umfeld des Vorhabens befinden. Obwohl Bruchspalten und die Ausgehenden der Sprünge 
innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes nicht bekannt sind, wird die Einbindung eines 
Baugrundsachverständigen empfohlen.

• Die Bodenarbeiten sind nach den einschlägigen Vorschriften der DIN 18915 („Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau – Bodenarbeiten“) durchzuführen. Die DIN 19731 und 19639 sind zu beachten. Es ist 
darauf zu achten, dass die Bodenarbeiten, insbesondere der Abtrag des Oberbodens und die Anlage von 
Bodenmieten, nur nach längeren Trockenphasen erfolgt. Die Flächenerschließung sollte bodenschonend mit 
Kettenfahrzeugen durchgeführt werden. Ein Befahren der nicht zur Bebauung vorgesehenen Areale ist auf 
das notwendige Maß zu beschränken. Nach Möglichkeit sind die gewachsenen Böden an dieser Stelle zu 
erhalten. Innerhalb des Baufeldes sind die vorhandenen Oberböden abzutragen, fachgerecht zwischenzu-
lagern und bei Bedarf an den zu begrünenden Freiflächen wieder einzubauen. Überschüssige Oberböden 
sind an anderer Stelle zu verwerten. Die zur Herstellung des Bauplanums notwendigen einzubringenden 
Aufschüttungsmassen müssen die Vorsorgewerte für Metalle und organische Stoffe nach Anhang 2 Nr. 4 der 
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) einhalten.

• Bei der Errichtung baulicher Anlagen (auch Zäune, Mauern etc.) in Gewässernähe ist der Gewässerrand-
streifen nach § 56 SWG einzuhalten (innerorts 5m, außerorts 10m).

• Die verkehrstechnische Anbindung an die L.II.O. 296 ist rechtzeitig mit dem LfS abzustimmen.

• Die Einsicht in die verwendeten Normen, Richtlinien ist im Bauamt der Gemeinde Schiffweiler möglich.
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4. FLÄCHEN FÜR MASSNAHMEN ZUM 
SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR 
ENTWICKLUNG VON BODEN, NATUR UND 
LANDSCHAFT 
GEM. § 9 ABS. 1 NR. 20 BAUGB

Siehe Plan. 
Die vorhandene Vegetation ist zu erhalten. 
Bei der baulichen Umsetzung ist mit geeigne-
ten Maßnahmen (Bauzaun, Rückschnitt, ggfs. 
Stammschutz) während der Bauarbeiten sicherzu-
stellen, dass die randlichen Gehölze nicht geschädigt 
werden. Falls es zu Schädigungen (Äste, Borke und 
Wurzeln) kommen sollte, wird eine entsprechende  
Wundversorgung und Behandlung durchgeführt (z.B. 
Wundverschluss mit Compo Lac Balsam). Im Übrigen 
sind die RAS-LP 4 und DIN 18 920 zu beachten.
Am geplanten Gebäude sind künstliche Nisthilfen 
für Gebäudebrüter anzubringen, sofern die bauli-
chen Strukturen keine Nistmöglichkeiten (in Form von 
Überständen, Nischen, Halbhöhlen o.ä.) zur Verfügung 
stellen.

5.  ANPFLANZEN VON BÄUMEN, STRÄUCHERN 
UND SONSTIGEN BEPFLANZUNGEN

 GEM. § 9 ABS. 1 NR. 25 A BAUGB

Stellplätze sind gem. FLL-Richtlinie („Empfehlungen 
für Baumpfl anzun-gen“) zu begrünen. Hierzu ist pro 
5 oberirdischer Stellplätze mindestens ein standort-
gerechter Laubbaum-hochstamm (Pfl anzqualität: 3xv., 
Stu 12/16) anzupfl anzen, dauerhaft zu erhalten und 
bei Abgang nachzupfl anzen. 
Bei der Auswahl der Baumarten/-sorten im Straßenraum 
und im Bereich der Stellplätze sind die in der GALK-
Straßenbaumliste als geeignet geführten Arten/Sorten 
zu verwenden. Die offene oder mit einem dauerhaft 
luft- und wasserdurchlässigen Belag versehene Fläche 
(Baumscheibe) muss auf den Stellplätzen grundsätz-
lich mindestens 6,0 m2 betragen. Die Baumscheiben 
sind durch geeignete Maßnahmen wie z.B. die 
Bepfl anzung mit bodendeckenden Kleingehölzen oder 
Stauden vor Oberfl ächenverdichtung zu schützen. 
Im Falle beengter Verhältnisse sind Belüftungs- und 
Bewässerungskanäle anzulegen; die Pfl anzgrube muss 
mindestens 12,0 m3 umfassen und 1,50 m tief sein. 
Bei allen Baumpfl anzungen sind die Empfehlungen 
der FLL (Empfehlungen für Baumpfl an-zungen, Teil 
1 - Planung, Pfl anzarbeiten, Pfl ege, 2. Ausgabe 2015, 
Teil 2 Standortvorbereitungen für Neupfl anzungen, 
Pflanzgruben und Wurzelraumerweiterung, 
Bauweisen und Substrate, 2. Ausgabe 2010 sowie die 
Gütebestimmungen für Baumschulpfl anzen) ebenso 
wie die einschlägigen DIN Normen (DIN 18916, DIN 
18919, DIN 18920 sowie die DIN 18320 und die 
DIN 18915) zu be-achten. Die Bäume sind dauerhaft 
zu sichern und Ausfälle durch gleichartige Bäume zu 
ersetzen.
An der östlichen Grenze das Geltungsbereiches ist 
eine naturraumtypische Hecke zu pfl anzen. Festge-
setzt wird eine (versetzt gepfl anzte) zweizeilige Hecke 
aus heimischen, standorttypischen Straucharten (z.B. 
ein- bzw. zweigriffl iger Weißdorn, Schlehe, Blutroter 
Hartriegel, Hasel, Feldahorn, Str. 2xv 60-100, Pfl anzab-
stand 1,50 m x 1,50 m). Es sind herkunftsgesicherte 
Gehölze mit der regionalen Herkunft „Westdeutsches 
Bergland und Oberrheingraben“ (Region 4) nach dem 
Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze 
(BMU, Januar 2012) zu verwenden.

6. KOMPENSATIONSMASSNAHME
GEM. § 9 ABS. 1A BAUGB Zum Ausgleich des Ökologischen Defi zites in Höhe 

von 47.926 ÖWE wird die Kompensationsmaßnahme 
„Rückbau des Kohlwaldstadions und Entwicklung eines 
standorttypischen mesophilen Buchenmischwaldes, 
Gemeinde Schiffweiler, Gemarkung Landsweiler-
Reden, Flur 2, Nr. 1/91“ der Naturland Ökofl ächen 
Management GmbH herangezogen. 

7. GRENZE DES RÄUMLICHEN 
GELTUNGSBEREICHES
GEM. § 9 ABS. 7 BAUGB

Siehe Plan.

Ausschnitt der Planzeichnung des Bebauungsplanes, ohne Maßstab; Quelle: Kernplan
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pensationsmaßnahme „Rückbau des Kohl-
waldstadions und Entwicklung eines stand-
orttypischen mesophilen Buchenmischwal-
des, Gemeinde Schiffweiler, Gemarkung 
Landsweiler-Reden, Flur 2, Nr. 1/91“ der 
Naturland Ökoflächen Management GmbH 
herangezogen.

Die Kompensationsmaßnahme ist den text-
lichen Festsetzungen des Bebauungsplans 
zu entnehmen.

Die v.g. Festsetzung stellt die Kompensation 
des aus der Planung resultierenden Eingriffs 
in die Natur und Landschaft sicher.

Festsetzungen aufgrund 
landesrechtlicher Vorschriften 
(gem. §9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 
LBO und SWG)

Abwasserbeseitigung (Gem. § 9 
Abs. 4 BauGB i.V. mit §§ 49-54 
Landeswassergesetz)

Die festgesetzten Maßnahmen der Abwas-
serbeseitigung dienen der ordnungsgemä-
ßen Entwässerung des Plangebietes. 

Die Entsorgungsinfrastruktur ist aufgrund 
der bestehenden Bebauung bereits vorhan-
den (Trennsystem) und weist noch ausrei-
chende Kapazitäten auf.

Die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung 
ist sichergestellt.

Örtliche Bauvorschriften (Gem. § 
9 Abs. 4 BauGB i.V. mit § 85 Abs. 
4 LBO)

Um gestalterische Mindestanforderungen 
planungsrechtlich zu sichern, werden örtli-
che Bauvorschriften in den Bebauungsplan 
aufgenommen.

Zwecks naturschutzfachlicher Aufwertung, 
zur Verbesserung des Mikroklimas und zur 
Regenrückhaltung sollen Flachdächer oder 
flachgeneigte Dächer begrünt werden. 

Solare Energie: Die Zulässigkeit von Anla-
gen zur Nutzung der Sonnenenergie ermög-
licht die Energiegewinnung aus solarer 
Strahlungsenergie im Sinne der Nachhaltig-
keit. 

Das Relief innerhalb des Geltungsbereiches 
weist aktuell noch eine variierende Topo-
grafie auf. Um das Areal vollständig nutzen 
zu können und damit die Voraussetzungen 

für die geplante Nutzung zu schaffen, sind 
Geländemodellierungen erforderlich, die 
das Gebiet zu einem großen Anteil auf ein 
einheitliches Höhenniveau bringen sollen. 
Somit sind innerhalb des gesamten 
Geltungsbereiches Aufschüttungen bis zu 
einer Höhe von 4,00 m zulässig. Um Beein-
trächtiungen der Gehölzfläche ausschließen 
zu können, ist ein ausreichender Abstand 
einzuhalten. 
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Abwägung der öffentlichen und 
privaten Belange

Für jede städtebauliche Planung ist das Ab-
wägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von 
besonderer Bedeutung. Danach muss die 
Kommune als Planungsträgerin bei der Auf-
stellung eines Bebauungsplanes die öffent-
lichen und privaten Belange gegeneinander 
und untereinander gerecht abwägen. Die 
Abwägung ist die eigentliche Planungsent-
scheidung. Hier setzt die Kommune ihr städ-
tebauliches Konzept um und entscheidet 
sich für die Berücksichtigung bestimmter In-
teressen und die Zurückstellung der dieser 
Lösung entgegenstehenden Belange.

Die Durchführung der Abwägung impliziert 
eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus 
folgenden vier Arbeitsschritten besteht:

•	 Sammlung des Abwägungsmaterials 
(siehe „Auswirkungen der Planung“)

•	 Gewichtung der Belange (siehe „Ge-
wichtung des Abwägungsmaterials“)

•	 Ausgleich der betroffenen Belange (sie-
he „Fazit“)

•	 Abwägungsergebnis (siehe „Fazit“)

Auswirkungen der Planung auf 
die städtebauliche Ordnung und 
Entwicklung sowie die natürlichen 
Lebensgrundlagen

Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung 
und Entwicklung bzw. der natürlichen 
Lebensgrundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 6 
BauGB) sind insbesondere folgende mögli-
che Auswirkungen beachtet und in den Be-
bauungsplan eingestellt:

Auswirkungen auf die allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhältnisse

Dieser Planungsgrundsatz präzisiert die we-
sentlichen Grundbereiche menschlichen Da-
seins. Er enthält die aus den allgemeinen 
Planungsgrundsätzen entwickelte Forde-
rung für Bauleitpläne, dass die Bevölkerung 
bei der Wahrung der Grundbedürfnisse ge-
sunde und sichere Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen vorfindet.

Das bedeutet, dass Wohn- und Arbeitsstät-
ten so entwickelt werden sollen, dass Be-

einträchtigungen vom Plangebiet auf die 
Umgebung und von der Umgebung auf das 
Plangebiet vermieden werden. Dies kann 
erreicht werden, indem unvereinbare Nut-
zungen voneinander getrennt werden.

Das Plangebiet umfasst lediglich eine Flä-
che von 0,6  ha und liegt am Rand des 
Siedlungskörpers von Heiligenwald.  Durch 
die vorliegende Planung wird der Bedarf 
nach einer Betreuungseinrichtung für Kin-
der in der Umgebung gedeckt. 

Kinderbetreuungseinrichtungen sind gem. 
BauNVO ohnehin innerhalb von Wohnge-
bieten zulässig. Es handelt sich also schon 
gemäß der Baunutzungsverordnung um 
Nutzungen, die das Wohnen nicht wesent-
lich stören. 

Die Festsetzungen des vorliegenden Bebau-
ungsplanes wurden so gewählt, dass sich 
die Planung hinsichtlich des Maßes der 
baulichen Nutzung und Bauweise in die 
Umgebung und den Bestand einfügt. Zu-
sätzlich schließen die im Bebauungsplan 
getroffenen Festsetzungen auch innerhalb 
des Plangebietes jede Form der Nutzung 
aus, die zu gegenseitigen Beeinträchtigun-
gen führen könnte. Beeinträchtigungen sind 
bisher keine bekannt und auch künftig nicht 
zu erwarten. Es kann von Konfliktfreiheit 
ausgegangen werden.

Somit kommt es zu keinen nachteiligen Aus-
wirkungen auf gesunde Wohn- und Arbeits-
verhältnisse durch die vorgesehene Pla-
nung.

Auswirkungen auf die Erhaltung, 
Gestaltung und Erneuerung des Orts- 
und Landschaftsbildes

Bei der Fläche handelt es sich um eine er-
schlossene Freifläche im nordöstlichen Teil 
von Heiligenwald, direkt angrenzend an die 
bebaute Ortslage.

Mit der geplanten Bebauung wird der Sied-
lungskörper sinnvoll Arrondiert. Die angren-
zende Bebauung ist überwiegend von frei-
stehenden Einfamilienhäusern geprägt. 

Das Orts- und Landschaftsbild wird durch 
die Planung nicht negativ beeinflusst, da 
die Dimensionierung des Kita-Neubaus eine 
maßvolle Entwicklung ermöglicht. Die vor-
gesehene Kindertagesstätte wird max. zwei 

Vollgeschosse aufweisen und sich somit in 
die Umgebung einfügen.

Die Eingrünung trägt zudem dazu bei, einen 
harmonischen Übergang zur angrenzenden 
Landschaft zu schaffen und keine negativen 
Auswirkungen auf das Ortsbild entstehen 
zu lassen. 

Auswirkungen auf umweltschützende 
Belange

Der Geltungsbereich ist aufgrund der be-
stehenden Nutzungen in der unmittelbaren 
Umgebung (u.a. angrenzende Verkehrsflä-
che, Wohn- und Gartennutzungen) und der 
daraus resultierenden Stördisposition auf-
grund Anliegeraktivitäten entsprechend 
vorbelastet. 

Durch die geplante Bebauung kommt es zu 
keiner erheblichen nachteiligen Beeinträch-
tigung von artenschutzrechtlich relevanten 
Arten. Der südöstlich des Plangebiets be-
stehende Gehölzbestand wird von der Maß-
nahme nicht tangiert. 

Bei der Beurteilung der Auswirkungen wer-
den Vermeidungsmaßnahmen und Aus-
gleichsmaßnahmen berücksichtigt (u.a. Ro-
dungsfrist). Erheblich nachteilige Beein-
trächtigungen von artenschutzrechtlich re-
levanten Arten sind somit nicht zu erwarten. 

Vom Planvorhaben sind keine Schutzgebie-
te, insbesondere keine Schutzgebiete mit 
gemeinschaftlicher Bedeutung betroffen, 
die dem Planvorhaben entgegenstehen 
könnten. 

Alle Eingriffe wurden bilanziert und es wur-
den entsprechende Kompensationsmaß-
nahmen festgesetzt. Insofern kann davon 
ausgegangen werden dass umweltschüt-
zende Belange nicht negativ beeinträchtigt 
werden. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Verkehrs und auf die Belange der Ver- 
und Entsorgung

Mit der Realisierung der geplanten Nutzung 
wird es voraussichtlich zu einem geringfügi-
gen Anstieg des Verkehrsaufkommens kom-
men. Da es sich bei den geplanten Nutzun-
gen um keine Nutzung mit intensivem Pub-
likumsverkehr handelt, wird sich das Ver-
kehrsaufkommen überwiegend auf das Kin-
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der zur KITA bringen und abholen sowie auf 
den Mitarbeiterverkehr beschränken. Die 
Kapazitäten des örtlichen Verkehrsnetzes 
sind ausreichend. 

Der ruhende Verkehr wird gebietsintern im 
Plangebiet untergebracht, sodass eine Be-
lastung der Schiffweilerstraße durch ruhen-
den Verkehr oder durch Parksuchverkehr 
vermieden wird.

Die Belange des Verkehrs werden durch die 
vorliegende Planung nicht erheblich negativ 
beeinträchtigt. 

Die Belange der Ver- und Entsorgung wer-
den ausreichend berücksichtigt. Die not-
wendige Ver- und Entsorgungsinfrastruktur 
und Anschlusspunkte sind aufgrund der be-
stehenden Bebauung bereits in der unmit-
telbaren Nähe vorhanden. Unter Beachtung 
der Kapazitäten und getroffenen Festset-
zungen ist die Ver- und Entsorgungsinfra-
struktur ordnungsgemäß sichergestellt.

Auswirkungen auf Belange der Land- 
und Forstwirtschaft

Auf die Belange der Landwirtschaft sind 
keine erheblichen, nachteilige Auswirkun-
gen zu erwarten, da das Plangebiet ledig-
lich eine Fläche von 0,6 ha umfasst. Forst-
wirtschaftliche Belange werden durch die 
Planung nicht berührt. 

Auswirkungen auf die Belange des 
Klimas

Im Zuge der Realisierung des Planvorha-
bens kommt es zwar zu neuen Versiegelun-
gen, aufgrund des überschaubaren Flächen-
umfangs können negative Auswirkungen 
auf die Belange des Klimas insgesamt aus-
geschlossen werden.

Zudem ist die Nutzung von Solarenergie auf 
den Dachflächen zulässig. Hiermit wird ein 
Beitrag zum Klimaschutz gewährleistet. 

Auswirkungen auf private Belange

Es sind keine erheblich negativen Auswir-
kungen der Planung auf private Belange be-
kannt. Die bauplanungs- und bauordnungs-
rechtlichen Vorgaben werden eingehalten. 

Auswirkungen auf alle sonstigen 
Belange

Alle sonstigen bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu be-
rücksichtigenden Belange werden nach jet-

zigem Kenntnisstand durch die Planung 
nicht berührt.

Gewichtung des Abwägungs-
materials

Gemäß dem im Baugesetzbuch verankerten 
Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 7 BauGB) wur-
den die bei der Abwägung zu berücksichti-
genden öffentlichen und privaten Belange 
gegeneinander und untereinander gerecht 
abgewogen und entsprechend ihrer Bedeu-
tung in den vorliegenden Bebauungsplan 
eingestellt.

Argumente für die Verabschiedung 
des Bebauungsplanes

•	 Schaffung der planungsrechtlichen Vor-
aussetzungen zum Neubau einer drin-
gend benötigten Kindertagesstätte 

•	 Sinnvolle Arrondierung des Siedlungs‑ 
körpers von Heiligenwald

•	 Langfristige Sicherung des Betreuungs-
angebotes für die Gemeinde Schiffwei-
ler

•	 Schaffung neuer Arbeitsplätze

•	 Die Neubebauung fügt sich harmonisch 
in die Umgebung ein, Störungen und 
Beeinträchtigungen der Planung auf die 
Umgebungsnutzung können ausge-
schlossen werden; ebenso verhält es 
sich umgekehrt

•	 Keine erheblichen Auswirkungen auf 
die Belange des Umweltschutzes

•	 Keine negativen Auswirkungen auf das 
Orts- und Landschaftsbild

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Belange des Verkehrs und kein Erschlie-
ßungsaufwand: Infrastruktur ist bereits 
vorhanden

•	 Keine negativen Auswirkungen auf die 
Ver- und Entsorgung

•	 Keine Beeinträchtigung privater Belan-
ge

Argumente gegen die Verabschie-
dung des Bebauungsplanes

Es sind keine Argumente bekannt, die 
gegen die Aufstellung des Bebauungspla-
nes sprechen.

Fazit

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungs-
planes wurden die zu beachtenden Belange 

in ihrer Gesamtheit untereinander und 
gegeneinander abgewogen. Aufgrund der 
genannten Argumente, die für die Planung 
sprechen, kommt die Gemeinde Schiffweiler 
zu dem Ergebnis, dass der Umsetzung der 
Planung nichts entgegensteht.


